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1. Das BVwG in Zahlen

220

400

84

Richter:innen*

* Planstellen zum Stichtag 31. Jänner 2024
** Gerechnet mit 248 Arbeitstagen im Geschäftsjahr 2023

Nichtrichterliche
Mitarbeiter:innen*

Erledigungen/Arbeitstag**

95 %
aller zwischen 2014 und 2023

anhängig gewordenen Verfahren
abgeschlossen
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2. Ausblick

Mit Ende des Berichtszeitraums, dem 1. Februar 2024, übernahm Mag. Dr.
Chris�an Filzwieser, MSc (LSE) das Amt des Präsidenten des BVwG. Er trat das
Amt somit zum zehnjährigen Jubiläum der Verwaltungsgerichtsbarkeit an
und zu Beginn des el�en Geschä�sjahres des BVwG: ein guter Zeitpunkt für
einen kurzen Moment des Ausblicks am Beginn dieses Tä�gkeitsberichts.

Als größtes (gemeinsammit dem Bundesfinanzgericht [BFG]) für die gesamte
Bundesverwaltung zuständiges Verwaltungsgericht ist das BVwG ein Herz-
stück des österreichischen Rechtsstaates. Durch ihre unabhängige Rechtspre-
chung stellen alle Richter:innen des Hauses seit 2014 Rechtstaatlichkeit si-
cher. Die Vielzahl der erledigten Verfahren darf den Blick auf die enorme Be-
deutung eines niederschwelligen Zugangs zum Recht, wie ihn das BVwG bie-
tet und die Relevanz jeder einzelnen Entscheidung für die Verfahrensparteien
und die damit verbundene Verantwortung nicht verdecken. Auf einer Ebene
mit der ordentlichen Jus�z repräsen�ert die Verwaltungsgerichtsbarkeit die
Staatsgewalt Rechtsprechung. Dem wird auch in Zukun� größtes Gewicht,
vielleicht noch mehr als bisher, zukommen.

Einhaltung der gesetzlichen Entscheidungsfristen

Standen bereits in den vergangenen Jahren vor allem der zügige und struktu-
rierte Abbau von Altverfahren im Vordergrund, soll sich nun die bereits be-
gonnene kon�nuierliche Annäherung der durchschni�lichen Verfahrensdau-
er an die gesetzliche Entscheidungsfrist (in der Regel sechsMonate) fortsetzen.

Mi�lerweile wird bereits mehr als die Häl�e der Verfahren (60 %) in der ge-
setzlich vorgesehenen Frist von sechs Monaten erledigt. Der Anteil der Ver-
fahren, die länger als zwei Jahre dauern, konnte deutlich gesenkt werden und
beträgt 6 % zum S�chtag 31. Jänner 2024. Auch die Zahl der Fristsetzungsan-
träge ist fast um die Häl�e zurückgegangen.
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Qualität und Quantität

Während die Quan�tät der Erledigungen eines Gerichtes große Bedeutung
hat, ist jedoch die Qualität der einzelnen Entscheidungen der eigentlich zen-
trale Parameter richterlicher Arbeit. Wich�g ist, dass die Erkenntnisse und
Beschlüsse der Richter:innen des BVwG vor den österreichischen Höchstge-
richten Bestand haben und im Einklang mit maßgeblicher europäischer Judi-
katur stehen. Damit tragen sie wesentlich zum Rechtsfrieden bei.

Ressourcenplanung ist in der Verwaltungsgerichtsbarkeit eine besondere
Herausforderung, als hier (im Unterscheid zur ordentlichen Jus�z) eine grö-
ßere Abhängigkeit von legis�schen Änderungen unterschiedlicher Ressorts
und den Erledigungsarten verschiedenster Behörden besteht. Im größten
Fachbereich, dem Asyl und Fremdenwesen tri� noch die besondere Vola�li-
tät interna�onaler Entwicklungen im Migra�onswesen hinzu. Nichtsdesto-
trotz muss sich das BVwG noch besser als bisher um möglichst objek�ve Pla-
nungsgrundlagen und erhöhte Transparenz bemühen.

Das im ersten Halbjahr 2024 eingeführte Richtwertsystem unterstützt das
Präsidium und die richterlichen Kollegialorgane, indem es Entscheidungs-
grundlagen bei der Festlegung des notwendigen Personalbedarfs bietet und
als Berechnungsgrundlage für die potenziellen Erledigungskapazitäten und
Auslastungsberechnungen dient.

Von zentraler Bedeutung ist in diesem Zusammenhang eine die Richter:innen
und damit die Rechtsprechung unterstützende Jus�zverwaltung, die ste�g
flexibel auf sich verändernde Rahmenbedingungen reagiert, gleichzei�g aber
sparsam und effizient arbeitet.

Gleichstellung und ein positives Arbeitsumfeld

In der 2023 veröffentlichten Ressortstrategie des Bundesministeriums für
Jus�z zum Umgang mit sämtlichen Formen von Beläs�gung und Gewalt im
Arbeitsumfeld der Jus�z unterstreicht die Bundesministerin für Jus�z die
Wich�gkeit von adäquaten Vorkehrungen, um Diskriminierung, Beläs�gung
und Gewalt zu verhindern und für betroffene Personen rasch, niederschwel-
lig und effek�v Abhilfe zu schaffen. Dies gelte insbesondere für die Jus�z als
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Seit seiner Einrichtung vor mehr als zehn Jahren bis zum Ende des Geschä�s-
jahres 2023 wurden am Bundesverwaltungsgericht (BVwG) insgesamt rund
248.800 Verfahren anhängig. Davon wurden bis zum S�chtag 31. Jänner 2024
rund 235.150 und damit rund 95 % abgeschlossen.

Im Geschä�sjahr 2023 wurden in den verschiedenen Fachbereichen rund
22.150 Verfahren neu anhängig, was einen Ans�eg gegenüber dem Vorjahr
von rund 24 % bedeutet; damit setzt sich der Trend eines verstärkten Verfah-
renseingangs fort, im Wesentlichen resul�erend aus dem (nach 2015 neuer-
lich) enormen Ans�eg der Antragszahlen auf interna�onalen Schutz 2022 auf
über 100.000, der jedoch von Behörde und Gerichten insgesamt schon we-
sentlich schneller erledigt werden konnte als die Anträge 2015/2016.

3. Das Geschäftsjahr 2023 –
ein Überblick

Teil der Gesellscha� und Grundpfeiler von Rechtsfrieden und Gerech�gkeit in
einem demokra�schen Rechtsstaat.

Auch für das Präsidium des BVwG haben das Wohlbefinden und die Sicher-
heit der Bediensteten sowie ein respektvolles Arbeitsumfeld höchste Priori-
tät. Ziel ist es, durch geeignete Maßnahmen das Bewusstsein für dieses The-
ma auf allen Ebenen zu stärken. Betroffenen soll ein umfassendes Beratungs-
und Unterstützungsangebot zur Verfügung stehen, auf das sie vertraulich,
unverzüglich und unkompliziert zugreifen können. Ein Schri� in diese Rich-
tung wurde mit der Abhaltung der Workshops zur Mitarbeiter:innen-Sensibi-
lisierung begonnen.

Weitere Prioritäten der Jus�zverwaltung in den nächsten Jahren werden un-
ter anderem in einer stärkeren Vernetzung mit anderen Gerichte einerseits
und der Wissenscha� andererseits sowie im Personal-Recrui�ng verbunden
mit einem akzentuierterem Außenau�ri� liegen. Jedenfalls blickt das BVwG
op�mis�sch in die Zukun�.
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Was die Verfahrensabschlüsse betri�, konnte mit rund 20.900 abgeschlosse-
nen Verfahren das Vorjahresniveau gehalten werden, trotz ansteigender
Komplexität vieler Rechtssachen.

Die Verfahrensbelastung, die sich aus den im jeweiligen Geschä�sjahr neu
anhängig gewordenen Verfahren sowie aus den anhängigen Verfahren voran-
gegangener Geschä�sjahre zusammensetzt, betrug im Geschä�sjahr 2023
rund 33.950 Verfahren. Das sind um rund 6 % oder 1.850 Verfahren mehr als
im Vorjahr.

Mit Ende des Geschä�sjahres 2023 waren rund 13.650 Verfahren anhängig.
Das sind um rund 1.850 Verfahren oder 16 % mehr als im Vorjahr.

Unverändert gering (rund 7 %) ist der Anteil derjenigen Entscheidungen des
BVwG, gegen die Revision erhoben wurde. Die Mehrzahl der im Geschä�s-
jahr 2023 vor dem Verwaltungsgerichtshof (VwGH) durch Revision angefoch-
tenen Entscheidungen des BVwG blieben im Rechtsbestand. So bestä�gte
der VwGH in rund 59 % der Verfahren über ordentlichen Revisionen die
Rechtsansicht des BVwG. Von den außerordentlichen Revisionen (wobei hier-
unter auch Entscheidungen über Verfahren aus früheren Geschä�sjahren
mitenthalten sind) endeten rund 56 % mit einer Bestä�gung der Rechtsan-
sicht des BVwG.

Ein Blick auf die Verfahrensdauer zeigt, dass im Geschä�sjahr 2023 mehr als
die Häl�e der Verfahren (60 %) in der gesetzlich vorgesehenen Frist von sechs
Monaten erledigt wurden. Im Vergleich dazu waren es im Geschä�sjahr 2021
rund 38 % und im Geschä�sjahr 2022 rund 48 %. Gleichzei�g ging die Zahl
der Fristsetzungsanträge – von rund 370 auf rund 200 – zurück.
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4. Organisation

4.1 Innere Organisation

Das BVwG hat seinen Sitz in Wien sowie Außenstellen in Graz, Innsbruck und
Linz. Insgesamt werden vom BVwG mehr als 200 Materiengesetze vollzogen,
die folgenden Fachbereichen zugeordnet werden können:

• Fremdenwesen und Asyl
• Persönliche Rechte und Bildung
• Soziales
• Wirtscha�, Kommunika�on, Verkehr und Umwelt

Derzeit sind am BVwG acht Kammern eingerichtet:

• Kammer A: Fremdenwesen und Asyl
• Kammer E: Eilsachen (Fremdenwesen und Asyl)
• Kammer P: Persönliche Rechte und Bildung
• Kammer S: Soziales
• Kammer W: Wirtscha�
• Kammer G: Außenstelle Graz
• Kammer I: Außenstelle Innsbruck
• Kammer L: Außenstelle Linz

Hauptsitz
Wien

Außenstelle
Graz

Außenstelle
Linz

Außenstelle
Innsbruck
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4.2 Richter:innen

Zum Ende des Geschä�sjahres 2023 verfügt das BVwG über 220 richterliche
Planstellen (inklusive Präsident und Vizepräsident). Die Richter:innen des
BVwG sind in der Ausübung ihres richterlichen Amtes unabhängig. Sie wer-
den vom Bundespräsidenten auf Vorschlag der Bundesregierung – die wie-
derum Dreiervorschläge des Personalsenats des BVwG einzuholen hat – er-
nannt und bilden als Mitglieder des BVwG gemeinsam mit dem Präsidenten
und Vizepräsidenten die Vollversammlung.

Mit S�chtag 31. Jänner 2024 teilen sich die (zu diesem Zeitpunkt tatsächlich
besetzten) richterlichen Planstellen wie folgt auf die verschiedenen Kam-
mern des BVwG auf:

In den Außenstellen (Kammern G, L und I) werden Verfahren aus den Fachbe-
reichen Fremdenwesen und Asyl sowie Soziales, aber auch aus den Rechtsge-
bieten Gebührenrecht und Schulrecht geführt.

Für jede:n Einzelrichter:in ist nach Maßgabe der entsprechenden Bes�m-
mungen der Geschä�sverteilung des BVwG und des Bundesverwaltungsge-
richtsgesetzes (BVwGG) eine Gerichtsabteilung am Hauptsitz oder in den Au-
ßenstellen eröffnet (§ 16 Abs. 1 iVm. § 1 BVwGG). Die anfallenden Rechtssa-
chen werden entsprechend den Bes�mmungen der Geschä�sverteilung der:
dem zuständigen Einzelrichter:in oder Senat zugewiesen. Ob in einer Rechts-
sache ein:e Einzelrichter:in oder ein Senat zu entscheiden hat, ergibt sich aus
dem BVwGG in Verbindung mit dem jeweiligen Materiengesetz.
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Die Richter:innen des BVwG sind hochqualifizierte Jurist:innen mit langjähri-
ger Berufspraxis und fundierten Kenntnissen im Verwaltungsrecht. Bevor sie
das Richter:innenamt antraten, waren sie in vielen Fällen in der Verwaltung
– in verschiedenen Ministerien oder Behörden – aber auch als Rechtsanwalt,
beziehungsweise Rechtsanwäl�n oder in anderen Rechtsberufen tä�g. Ande-
re waren zuvor langjährige juris�sche Mitarbeiter:innen im Bundesverwal-
tungsgericht selbst. Dadurch verfügen sie o�mals über Spezialqualifika�onen
in den jeweiligen Sparten des Verwaltungsrechts, was aufgrund der Vielfalt
der Materien, die im Zuständigkeitsbereich des BVwG zu judizieren sind,
sinnvoll ist.

Seit der Einrichtung des BVwG bis zum Ende des Geschä�sjahres 2023 wur-
den insgesamt zehn Richter:innen des BVwG (davon zwei im Berichtszeit-
raum) als Hofrät:innen an den VwGH berufen.

Im selben Zeitraum waren insgesamt sechs Richter:innen des BVwG im Rah-
men von Dienstzuteilungen bei einer Dienststelle innerhalb des Jus�zressorts
(beispielsweise als Datenschutzbeau�ragter) oder außerhalb, beispielsweise
im Bundesministerium für Inneres oder in der Parlamentsdirek�on, tä�g.
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4.4 Präsidium und Führungskräfte der
(monokratischen) Justizverwaltung

Nach demÜbertri� des ersten Präsidenten des BVwGMag. Harald Perl in den
Ruhestand mit 1. Dezember 2022 führte Vizepräsident Dr. Michael Sachs das
BVwG im Berichtszeitraum interimis�sch. Am 31. Jänner 2024 ernannte der
Bundespräsident auf Vorschlag der Bundesregierung (Ministerratsbeschluss
vom 26. Jänner 2024) Richter Dr. Chris�an Filzwieser, MSc (LSE) zum neuen
Präsidenten des BVwG, welcher sein Amt mit 1. Februar 2024 antrat.

Der Präsident und der Vizepräsident werden im Rahmen der Jus�zverwal-
tung gemäß §§ 16 und 18 Abs. 1 BVwGG durch die Kammervorsitzenden be-

4.3 Organigramm (Stand 31. Jänner 2024)
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ziehungsweise Außenstellenleiter:innen, die Leiter:innen des Präsidialbüros,
der Evidenzstelle und der Controllingstelle, den:die Vorsteher:in der Ge-
schä�sstelle sowie durch beau�ragte Richter:innen unterstützt.

Diese Stellen waren im Berichtszeitraum wie folgt besetzt:

• Interimis�sche Vorsitzende der Kammer A:
Richterin Mag.� Billur ESCHLBÖCK, MBA1

Interimis�scher Stellvertreter der Vorsitzenden:
Richter Mag. Alois BRAUNSTEIN, MBA2

• Interimis�scher Vorsitzender der Kammer E:
Richter Mag. Gregor MORAWETZ, MBA3

Interimis�sche Stellvertreterin des Vorsitzenden:
Richterin Dr.�ⁿ Eva SINGER4

• Vorsitzender der Kammer P:
Richter Mag. Dr. Werner DAJANI, LL.M.
Stellvertreterin des Vorsitzenden:
Richterin Prof. Dr.�ⁿ Eva SOUHRADA-KIRCHMAYER

• Interimis�scher Vorsitzender der Kammer S:
Richter Mag. Reinhard SEITZ5

Interimis�sche Stellvertreterin des Vorsitzenden:
Richterin Mag.� Julia STIEFELMEYER6

• Vorsitzende der Kammer W:
Richterin Mag.� Michaela RUßEGGER
Stellvertreterin der Vorsitzenden:
Richterin Dr.�ⁿ Margret KRONEGGER7

1 Mit 1. April 2024 wurde Richterin Mag.a Daniela URBAN zur Vorsitzenden der Kammer A bestellt.
2 Mit 1. April 2024 wurde Richter Mag. Dominik HABITZL zum stellvertretenden Vorsitzenden der

Kammer A bestellt.
3 Mit 1. April 2024 wurde Richterin Dr.in Eva SINGER zur Vorsitzenden der Kammer E bestellt.
4 Mit 1. April 2024 wurde Richterin MMag.a Simone BÖCKMANN-WINKLER zur stellvertretenden

Vorsitzenden der Kammer E bestellt.
5 Mit 1. April 2024 wurde Richter Mag. Reinhard SEITZ zum Vorsitzenden der Kammer S bestellt.
6 Mit 1. April 2024 wurde Richterin Richterin Mag.a Julia STIEFELMEYER zur stellvertretenden

Vorsitzenden der Kammer S bestellt.
7 Mit 1. Mai 2024 wurde Richterin MMag.a Dr.in Esther SCHNEIDER zur stellvertretenden Vorsitzenden

der Kammer W bestellt.
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• Leiter der Außenstelle Graz, Vorsitzender der Kammer G:
Richter MMag. Dr. René BRUCKNER
Stellvertreterin des Leiters und Vorsitzenden:
Richterin Mag.� Simone KALBITZER

• Leiter der Außenstelle Innsbruck, Vorsitzender der Kammer I:
Richter Mag. Robert POLLANZ
Stellvertreter des Leiters und Vorsitzenden:
Richter Dr. Mar�n ATTLMAYR, LL.M.

• Leiter der Außenstelle Linz, Vorsitzender der Kammer L:
Richter MMag. Mathias KOPF, LL.M.
Stellvertreterin des Leiters und Vorsitzenden:
Richterin Mag.� Veronika SANGLHUBER, LL.B.

• Leiterin der Evidenzstelle:
Richterin Mag.� Daniela HUBER-HENSELER
Stellvertreter der Leiterin:
Richter Mag. Bernhard SCHILDBERGER, LL.M.8

• Leiterin des Präsidialbüros:
HR�ⁿ Mag.� Michaela MAYERHOFER
Stellvertreter:in der Leiterin (im jeweiligen Bereich):
OR�ⁿ Mag.� Barbara LENZ, OR Mag. Thomas FRIEDRICH

• Leiter der Controllingstelle:
Richter Mag. Volker NOWAK
Stellvertreterin des Leiters:
Richterin Dr.�ⁿ Yoko KUROKI-HASENÖHRL

• Vorsteher der Geschä�sstelle:
ADir RegR Leopold SCHMUTZER
Stellvertreterin des Vorstehers:
ADir�ⁿ RegR�ⁿ Ta�jana KLUG

8 Mit 1. November 2023 wurde Richter Gerold PAWELKA-SCHMIDT vorläufig, mit 1. April 2024 zum
stellvertretenden Leiter der Evidenzstelle bestellt.
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Beauftragte (Richter:innen) am BVwG im
Berichtszeitraum waren:9

• Beau�ragter Richter für interna�onale richterliche Ak�vitäten:
Richter Mag. Florian NEWALD

• Compliance-Beau�ragte des BVwG:
Richter Mag. Andreas FELLNER
Rat Mag. Philipp SCHLAFFER, bis 12. Mai 2023
Kmsr�ⁿ Mag.� Antonia RÖSSNER, seit 1. September 2023

Darüber hinaus übten Richter:innen aus eigenem koordinierende Tä�gkeiten
als Ansprechrichter:innen in diversen Fachbereichen aus.

9 Mit 1. April 2024 wurde Richter Mag. Mar�n WERNER zum beau�ragen Richter der neu konzipierten
Koordina�on Fremdenwesen und Asyl ernannt, sowie Richterin Mag.a Theresa BAUMANN zur
beau�ragten Richterin für EUAA-Angelegenheiten.

10 Nach 10-jährigem Unterbruch fand die 3. Vollversammlung des BVwG am 5. April 2024 sta�.

4.5 Kollegiale richterliche Justizverwaltung

Am BVwG sind auf Grundlage der Bes�mmungen des BVwGG und des RStDG
ein Geschä�sverteilungsausschuss, ein Personalsenat, ein Controllingaus-
schuss, ein Dienstsenat und ein Disziplinarsenat als Gremien eingerichtet.
Den Mitgliedern kommen allesamt eine zentrale Aufgaben mit hoher Verant-
wortung zu.

Die letzten Wahlen des Dienst- und des Disziplinarsenates fanden am 20. No-
vember 2023, jene des Geschä�sverteilungsausschusses, des Personalsenats
und des Controllingausschusses am 22. November 2021 sta�.

Eine Vollversammlung wurde im Berichtszeitraum nicht abgehalten.10

Der Geschäftsverteilungsausschuss

Um das verfassungsgesetzlich (Art. 83 Abs. 2 B-VG) festgelegte Recht auf ein
Verfahren vor der:dem gesetzlichen Richter:in ausnahmslos und transparent
zu wahren, erfolgt die Zuteilung von Rechtssachen an Richter:innen des
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BVwG anhand objek�vierbarer Grundsätze, die vom Geschä�sverteilungs-
ausschuss in der Geschä�sverteilung im Voraus festgelegt werden (Grundsatz
der festen Geschä�sverteilung).

Bei der Beschlussfassung über die Geschä�sverteilung steht die möglichst
effiziente Verteilung der Rechtssachen auf die Gerichtsabteilungen des BVwG
unter Berücksich�gung einer möglichst gleichmäßigen Auslastung der Einzel-
richter:innen und Senate im Mi�elpunkt.

Der Geschä�sverteilungsausschuss besteht aus dem Präsidenten, dem Vize-
präsidenten (Virilisten) und fünf von der Vollversammlung aus ihrer Mi�e ge-
wählten Mitgliedern (Wahlmitglieder). Für die Wahlmitglieder sind zudem
von der Vollversammlung aus ihrer Mi�e 15 Ersatzmitglieder zu wählen.

Der Ausschuss tagte im Berichtszeitraum 13 Mal. In seiner Sitzung vom 17.
Jänner 2024 beschloss der Geschä�sverteilungsausschuss gemäß § 15 BV-
wGG die Geschä�sverteilung für das Geschä�sverteilungsjahr 2024 (vom 1.
Februar 2024 bis 31. Jänner 2025).

Der Personalsenat

Der Personalsenat ist unter anderem zuständig für die Dienstbeschreibung
der Richter:innen des BVwG sowie die Ersta�ung von Dreiervorschlägen im
Zusammenhang mit der Ernennung von Richter:innen.

Ebenso wie der Geschä�sverteilungsausschuss besteht der Personalsenat
aus dem Präsidenten, dem Vizepräsidenten (Virilist) und fünf Wahlmitglie-
dern sowie 15 von der Vollversammlung gewählten Ersatzmitgliedern.

Im Geschä�sjahr 2023 führte der Personalsenat ein Auswahlverfahren im Zu-
sammenhang mit der Besetzung von richterlichen Planstellen durch, in des-
sen Rahmen gemäß § 32a RStDG Anhörungen der Bewerber:innen sta�an-
den. Am 11. April 2023 beschloss der Personalsenat den Besetzungsvor-
schlag. Die Bundesregierung beschloss am 17. Mai 2023, dem Bundespräsi-
denten neun Kandidat:innen zur Ernennung vorzuschlagen. Jene neuen Rich-
ter:innen des BVwG wurden sodann mit Wirksamkeit vom 1. Juni 2023 (drei
Richter:innen), vom 1. Juli 2023 (vier Richter:innen) sowie vom 1. September
2023 (zwei Richter:innen) durch den Bundespräsidenten ernannt.
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Der Controllingausschuss

Zur Sicherstellung einer zweckmäßigen, wirtscha�lichen, sparsamen und
effizienten Besorgung der Aufgaben des BVwG sind eine Controllingstelle (als
Stabsstelle des Präsidenten Teil der monokra�schen Jus�zverwaltung) und
ein Controllingausschuss (Teil der kollegialen Jus�zverwaltung) berufen (zur
Controllingstelle vergleiche das Kapitel „Dokumenta�on und Wissensmana-
gement“).

Dem Controllingausschuss obliegt die Beratung über die Ergebnisse des Con-
trollings der Controllingstelle. Auf Basis des Controllingberichts von 1. August
2022 bis 31. Juli 2023 erfolgte die Erarbeitung von Empfehlungen für den Prä-
sidenten vom 14. Dezember 2023. Der Controllingausschuss besteht aus ei-
nem:einer Vorsitzenden, einem:einer Stellvertreter:in und fünf weiterenMit-
gliedern, die von der Vollversammlung aus ihrer Mi�e für eine Funk�onspe-
riode von vier Jahren gewählt werden. Für die weiteren Mitglieder sind von
der Vollversammlung aus ihrer Mi�e 15 Ersatzmitglieder zu wählen. Vorsit-
zender des Controllingausschusses war im Berichtszeitraum RichterMag. Karl
SATTLER.

Der Dienstsenat

Der Dienstsenat wird von der Vollversammlung der Richter:innen aus ihrer
Mi�e gewählt. Ihm kommen die Aufgaben des Dienstgerichtes zu, wie etwa
die Dienstenthebung einer Richterin beziehungsweise eines Richters des
BVwG aus gesundheitlichen Gründen, die amtswegige Versetzung in den Ru-
hestand wegen Dienstunfähigkeit oder die amtswegige Ruhestandsverset-
zung wegen nicht entsprechender Gesamtbeurteilung. Vorsitzender des
Dienstsenats war im Berichtszeitraum Richter Mag. Gregor ERNSTBRUNNER.

Der Disziplinarsenat

Der Disziplinarsenat des BVwG wird von der Vollversammlung der Richter:in-
nen aus ihrer Mi�e gewählt und ist als Disziplinargericht für die Richter:innen
des BFG eingerichtet. Vice versa ist der Disziplinarsenat des BFG für die Rich-
ter:innen des BVwG zuständig. Vorsitzender des Disziplinarsenats war im Be-
richtszeitraum Richter Mag. Gregor ERNSTBRUNNER.
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5. Verfahren

5.1 Geschäftsgang 2023

Das Geschä�sjahr des BVwG beginnt gemäß § 15 BVwGG am 1. Februar und
endet am 31. Jänner des Folgejahres. Die in diesem Kapitel angegebenen Da-
ten beziehen sich – sofern nicht anders angeführt – auf den Zeitraum von 1.
Februar 2023 bis 31. Jänner 2024. Sämtliche Zahlen wurden auf die 10er-Stel-
le gerundet (ausgenommen im Abschni� „Gesamtüberblick“ – hier wurde
auf volle 50er-Werte gerundet).

Allgemeines
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27.900
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11 Bei Höchstgerichten (VfGH und VwGH) bekämp�e Entscheidungen des BVwG können in der Folge
gegebenenfalls wieder beim BVwG anhängig werden. Dadurch kann es – unabhängig vom
Geschä�sjahr – zu mehrmaligen Verfahrensabschlüssen kommen. Eine gebildete Differenz zwischen
Verfahrenseingängen und Verfahrensabschlüssen muss daher nicht unbedingt dem tatsächlichen
Stand an anhängigen Verfahren am Geschä�sjahresende entsprechen.

12 Im Jahr 2015 erfolgte im Rahmen einer Datenqualitätssicherung eine Datenbankberich�gung, welche
sich auf das Zahlenmaterial der im Tä�gkeitsbericht des Geschä�sjahres 2014 ausgewiesenen
Angaben korrigierend auswirkte.

13 Im Geschä�sjahr 2017 wurden in der Zuweisungsgruppe SPF nachträglich rund 700 Verfahren mit
einem Eingangsdatum vor dem Geschä�sjahr 2017 angelegt. Dies führte zu einer Veränderung des
früheren Zahlenmaterials (insbesondere des Verfahrensstands zu Beginn des Geschä�sjahres 2017) im
Fachbereich Soziales.

Entwicklung der Verfahrensbelastung seit dem
Geschäftsjahr 201411
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Verhältnis abgeschlossener gegenüber in Bearbeitung
befindlicher Verfahren

Der Anteil abgeschlossener gegenüber in Bearbeitung befindlicher Verfahren
betrug von 2014 bis zum Ende des Geschä�sjahrs 2023 rund 95 %.

Von den seit Beginn des Geschä�sjahres 2023 neu anhängigen Verfahren
wurden 60 % abgeschlossen (40 % befinden sich in Bearbeitung).

Entscheidungsstruktur

Im Geschä�sjahr 2023 ergingen in den rund 20.900 abgeschlossenen Verfah-
ren insgesamt rund 25.990 Entscheidungen.14 Das BVwG hat in etwas über
50 % (13.080 Entscheidungen) die Behördenentscheidungen bestä�gt. In
37 % (9.620 Entscheidungen) wurden die Behördenentscheidungen aufgeho-
ben oder abgeändert. Außerdem wurden rund 3.290 sons�ge Entscheidun-
gen (12,7 %) getroffen.15

14 Anzumerken ist, dass das BVwG Verfahren regelmäßig mi�els Beschluss oder Erkenntnis abschließt.
Ein Beschluss oder ein Erkenntnis kann mehrere Spruchpunkte (und damit „Entscheidungen“)
umfassen.

15 In folgenden Entscheidungen wurde im Ergebnis der Beschwerde sta�gegeben: Sta�gebungen der
Beschwerde, Behebungen der Entscheidung sowie Zurückverweisungen. Die Behördenentscheidung
wurde im Fall von Abweisungen und Zurückweisungen der Beschwerde als rechtmäßig bestä�gt. Zu
den sons�gen Entscheidungen zählen: Einstellungen des Verfahrens, Zurückziehungen der
Beschwerde, Aussetzungen, Berich�gungen der Entscheidungen sowie Ersatzentscheidungen.



Tä�gkeitsbericht 202324

Fachbereichsspezifische Auswertungen

Neueingang

Die prozentuelle Verteilung der rund 22.150 im Geschä�sjahr 2023 neu an-
hängig gewordenen Verfahren auf die verschiedenen Fachbereiche gestaltet
sich wie folgt:

15.380 Fremdenwesen und Asyl (69,4 %)
1.860 Persönliche Rechte und Bildung (8,4 %)
3.580 Soziales (16,2 %)
1.060 Wirtscha�, Kommunika�on, Verkehr und Umwelt (4,8 %)
270 Sons�ges (1,2 %)
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Verfahrensbelastung

Die im Geschä�sjahr 2023 insgesamt anhängigen Verfahren verteilen sich
wie folgt auf die verschiedenen Fachbereiche:

22.350 Fremdenwesen und Asyl (65,8 %)
4.730 Persönliche Rechte und Bildung (13,9 %)
4.950 Soziales (14,6 %)
1.590 Wirtscha�, Kommunika�on, Verkehr und Umwelt (4,7 %)
330 Sons�ges (1 %)
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5.2 Fremdenwesen und Asyl

Neueingang

Im Geschä�sjahr 2023 sind im Fachbereich Fremdenwesen und Asyl rund
15.380 Verfahren neu anhängig geworden.

Der Neueingang verteilt sich wie folgt auf die verschiedenen Zuweisungs-
gruppen:

12.600 Fremdenwesen und Asyl (81,9 %)
1.580 Dublin-Verfahren (10,3 %)
860 Schubha� (5,6 %)
340 Visaverfahren (2,2 %)
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Verfahrensbelastung

Zu Beginn des Geschä�sjahres 2023 waren im Fachbereich Fremdenwesen
und Asyl rund 6.970 Verfahren aus vorangegangenen Geschä�sjahren anhän-
gig. Insgesamt lag im Geschä�sjahr 2023 somit eine Verfahrensbelastung von
rund 22.350 Verfahren vor.

Die Verfahrensbelastung verteilt sich wie folgt auf die verschiedenen Zuwei-
sungsgruppen:

18.910 Fremdenwesen und Asyl (84,7 %)
1.900 Dublin-Verfahren (8,5 %)
1.060 Schubha� (4,7 %)
480 Visaverfahren (2,1 %)
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Herkunftsländer der Beschwerdeführer:innen

Wie auch im Vorjahr war Syrien bei den Verfahrensneueingängen des Ge-
schä�sjahres 2023 das Herkun�sland der meisten Beschwerdeführer:innen
im Fachbereich Fremdenwesen und Asyl.

Im Detail gliedert sich der Neueingang unter Bezugnahme auf die Herkun�s-
länder wie folgt:

6.270 Syrien (40,8 %)
1.310 Afghanistan (8,5 %)
850 Somalia (5,5 %)
790 Türkei (5,1 %)
700 Indien (4,5 %)
670 Russische Födera�on (4,4 %)

40,8 %
8,5 %

5,5 %
5,1 %
4,5 %
4,4 %

2,3 %
1,8 %
1,5 %

25,6 %
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Irak
Iran

Nigeria
Sonstige Herkunftsländer
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Entscheidungen

Im Fachbereich Fremdenwesen und Asyl ergingen im Geschä�sjahr 2023 in
den rund 13.750 abgeschlossenen Verfahren rund 19.150 Entscheidungen.
Diese schlüsseln sich wie folgt auf:16

8.950 Behördenbestä�gende Entscheidungen (46,7 %)
8.370 Beschwerdeführerbestä�gende Entscheidungen (43,7 %)
1.830 Neutrale Entscheidungen (9,6 %)

16 Vgl. Fußnote 15.
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5.3 Persönliche Rechte und Bildung

Neueingang

Im Geschä�sjahr 2023 sind im Fachbereich Persönliche Rechte und Bildung
rund 1.870 Verfahren neu anhängig geworden.

Der Neueingang verteilt sich wie folgt auf die verschiedenen Zuweisungs-
gruppen:

650 Dienst- und Disziplinarrecht Beamt:innen, Heeresangehörige (34,8 %)
610 Datenschutz (32,6 %)
260 Bildung Schule (13,9 %)
220 Gebührenrecht (11,8 %)
80 Bildung Hochschule (4,3 %)
10 Denkmalschutz (0,5 %)
40 Sons�ge persönliche Rechte (2,1 %)
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Verfahrensbelastung

Zu Beginn des Geschä�sjahres 2023 waren im Fachbereich Persönliche Rech-
te und Bildung rund 2.860 Verfahren aus vorangegangenen Geschä�sjahren
anhängig. Insgesamt lag im Geschä�sjahr 2023 somit eine Verfahrensbelas-
tung von rund 4.730 Verfahren vor.

Die Verfahrensbelastung verteilt sich wie folgt auf die verschiedenen Zuwei-
sungsgruppen:

2.070 Datenschutz (43,7 %)
1.790 Dienst- und Disziplinarrecht Beamte, Heeresangehörige (37,8 %)
330 Bildung Schule (7 %)
310 Gebührenrecht (6,6 %)
160 Bildung Hochschule (3,4 %)
20 Denkmalschutz (0,4 %)
50 Sons�ge persönliche Rechte (1,1 %)
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Entscheidungen

Im Fachbereich Persönliche Rechte und Bildung ergingen im Geschä�sjahr
2023 in den rund 2.450 abgeschlossenen Verfahren rund 2.870 Entscheidun-
gen. Diese schlüsseln sich wie folgt auf:17

1.240 Behördenbestä�gende Entscheidungen (43,2 %)
1.070 Beschwerdeführerbestä�gende Entscheidungen (37,3 %)
560 Neutrale Entscheidungen (19,5 %)

17 Vgl. Fußnote 15.
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5.4 Soziales

Neueingang

Im Geschä�sjahr 2023 sind im Fachbereich Soziales rund 3.580 Verfahren
neu anhängig geworden.

Der Neueingang verteilt sich wie folgt auf die verschiedenen Zuweisungs-
gruppen:

1.460 Arbeitsmarktservice (40,8 %)
1.250 Behindertenrecht (34,9 %)
380 Sozialversicherungspflicht, Beitrags-und Säumniszuschläge (10,6 %)
240 Ausländerbeschä�igung (6,7 %)
130 Arbeitnehmer:innen-Schutz; Sons�ges (3,6 %)
120 Sozialentschädigung (3,4 %)
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Verfahrensbelastung

Zu Beginn des Geschä�sjahres 2023 waren im Fachbereich Soziales rund
1.370 Verfahren aus vorangegangenen Geschä�sjahren anhängig. Insgesamt
lag im Geschä�sjahr 2023 somit eine Verfahrensbelastung von rund 4.950
Verfahren vor.

Die Verfahrensbelastung verteilt sich wie folgt auf die verschiedenen Zuwei-
sungsgruppen:

1.950 Arbeitsmarktservice (39,5 %)
1.660 Behindertenrecht (33,5 %)
710 Sozialversicherungspflicht, Beitrags-und Säumniszuschläge (14,3 %)
290 Ausländerbeschä�igung (5,9 %)
180 Arbeitnehmer:innen-Schutz; Sons�ges (3,6 %)
160 Sozialentschädigung (3,2 %)
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Entscheidungen

Im Fachbereich Soziales ergingen im Geschä�sjahr 2023 in den rund 3.450
abgeschlossenen Verfahren rund 3.650 Entscheidungen. Diese schlüsseln
sich wie folgt auf:18

2.300 Behördenbestä�gende Entscheidungen (63 %)
880 Beschwerdeführerbestä�gende Entscheidungen (24,1 %)
470 Neutrale Entscheidungen (12,9 %)

18 Vgl. Fußnote 15.
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5.5 Wirtschaft, Kommunikation, Verkehr
und Umwelt

Neueingang

Im Geschä�sjahr 2023 sind im Fachbereich Wirtscha�, Kommunika�on, Ver-
kehr und Umwelt rund 1.060 Verfahren neu anhängig geworden.

Der Neueingang verteilt sich wie folgt auf die verschiedenen Zuweisungs-
gruppen:

520 Rundfunkgebühr (49,4 %)
170 Marktordnung (16,2 %)
90 Vergabe (8,5 %)
70 Medien (6,6 %)
50 Umweltverträglichkeitsprüfung (4,7 %)
50 Verkehr, Infrastruktur und Energie (4,7 %)
40 Maß-, Eich- und Vermessungswesen (3,8 %)
30 Finanzmarktaufsicht (2,8 %)
30 Agrarmarkt Austria, Agrar- und Gesundheitsrecht (2,8 %)
5 Außenhandel und Wahlrecht (0,5 %)
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Verfahrensbelastung

Zu Beginn des Geschä�sjahres 2023 waren im Fachbereich Wirtscha�, Kom-
munika�on, Verkehr und Umwelt rund 530 Verfahren aus vorangegangenen
Geschä�sjahren anhängig. Insgesamt lag im Geschä�sjahr 2023 somit eine
Verfahrensbelastung von rund 1.590 Verfahren vor.

Die Verfahrensbelastung verteilt sich wie folgt auf die verschiedenen Zuwei-
sungsgruppen:

640 Rundfunkgebühr (40,3 %)
240 Marktordnung (15,1 %)
150 Vergabe (9,4 %)
140 Medien (8,8 %)
140 Verkehr, Infrastruktur und Energie (8,8 %)
100 Umweltverträglichkeitsprüfung (6,3 %)
70 Maß-, Eich- und Vermessungswesen (4,4 %)
60 Finanzmarktaufsicht (3,8 %)
40 Agrarmarkt Austria, Agrar- und Gesundheitsrecht (2,5 %)
10 Außenhandel und Wahlrecht (0,6 %)
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Entscheidungen

Im Fachbereich Wirtscha�, Kommunika�on, Verkehr und Umwelt ergingen
im Geschä�sjahr 2023 in den rund 950 abgeschlossenen Verfahren rund
1.160 Entscheidungen. Diese schlüsseln sich wie folgt auf:19

450 Behördenbestä�gende Entscheidungen (38,8 %)
440 Beschwerdeführerbestä�gende Entscheidungen (37,9 %)
270 Neutrale Entscheidungen (23,3 %)

19 Vgl. Fußnote 15.
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5.6 Revisionen gegen Entscheidungen des
BVwG

Im Geschä�sjahr 2023 wurde gegen rund 93 % aller Entscheidungen des
BVwG kein Rechtsmi�el an den VwGH erhoben. Lediglich gegen rund 7 % der
Entscheidungen wurden Revisionen beim VwGH eingebracht.20 Von diesen
rund 1.770 Revisionen waren 210 ordentliche und 1.560 außerordentliche
Revisionen.

Diese Zahlen können als ein Indikator für die hohe Qualität der Entscheidun-
gen des BVwG sowie deren vielfache Akzeptanz durch die Verfahrensparteien
gesehen werden.

Ordentliche Revisionen

Die Zulässigkeit einer ordentlichen Revision ist dann gegeben, wenn sie von
der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zu-
kommt, insbesondere weil das Erkenntnis beziehungsweise der Beschluss
des BVwG von der Rechtsprechung des VwGH abweicht, eine solche Recht-
sprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtspre-
chung des VwGH nicht einheitlich beantwortet wurde.

Der VwGH bestä�gte in rund 59 % der Verfahren über ordentlichen Revisio-
nen die Rechtsansicht des BVwGmit einer abweisenden beziehungsweise zu-
rückweisenden Entscheidung. In rund 31 % der Rechtssachen wurde der
Rechtsansicht des BVwG nicht beigetreten. In den restlichen Rechtssachen
ergingen formale Entscheidungen.

20 Revisionen, welche direkt beim VwGH eingebracht und von diesem nicht an das BVwG weitergeleitet
wurden (z.B. im Rahmen von sofort erledigten Verfahrenshilfeanträgen zur Einbringung
außerordentlicher Revisionen), konnten für den Berichtszeitraum nicht erfasst und entsprechend
berücksich�gt werden.
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Außerordentliche Revisionen

Von den im Geschä�sjahr 2023 entschiedenen außerordentlichen Revisionen
(wobei hierunter auch Entscheidungen über Verfahren aus früheren Ge-
schä�sjahren mitenthalten sind) endeten rund 56 % mit einer Bestä�gung
der Rechtsansicht des BVwG und somit mit einer abweisenden beziehungs-
weise zurückweisenden Entscheidung des VwGH.

In rund 38 % der Rechtssachen wurde der Rechtsansicht des BVwG nicht bei-
getreten und somit die Entscheidung aufgehoben, respek�ve der Revision
sta�gegeben. In den restlichen Rechtssachen ergingen formale Entscheidun-
gen.
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5.7 Fristsetzungsanträge

Im Geschä�sjahr 2023 wurden beim BVwG rund 200 Fristsetzungsanträge
eingebracht. Demzufolge wurden lediglich in 0,6 % der anhängig gewesenen
Verfahren Fristsetzungsanträge gestellt.

Rund 70 % dieser Fristsetzungsanträge en�ielen auf den Fachbereich Frem-
denwesen und Asyl, rund 24 % auf den Fachbereich Persönliche Rechte und
Bildung, etwas weniger als 4 % auf den Fachbereich Wirtscha�, Kommunika-
�on, Verkehr und Umwelt und 2,5 % auf den Fachbereich Soziales.
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6. Rechtliche Aspekte

6.1 Vorabentscheidungsersuchen an den
Europäischen Gerichtshof

23. Februar 2023, W228 2257778-1/10Z
Pflegekarenz

Das BVwG ersuchte um Auslegung der Art. 3, 4 und 7 der Verordnung (EG)
883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit sowie des unionsrechtli-
chen Effek�vitätsprinzips und des Diskriminierungsverbots (Rechtsnatur von
Pflegekarenzgeld).

EuGH Rs. C-116/23, Sozialministeriumservice

Eine Entscheidung in dieser Angelegenheit erging am 11. April 2024
(ECLI:EU:C:2024:292). Der Urteilstenor lautet:

1. Art. 3 Abs. 1 Buchst. a der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der
Systeme der sozialen Sicherheit ist dahin auszulegen, dass der Begriff „Leis-
tungen bei Krankheit“ im Sinne dieser Bes�mmung ein Pflegekarenzgeld an
einen Arbeitnehmer umfasst, der gegen En�all des Arbeitsentgelts zur Be-
treuung oder Pflege eines nahen Angehörigen, der in einem anderen Mit-
gliedstaat Pflegegeld bezieht, karenziert wird. Folglich fällt diese Leistung
auch unter den Begriff „Geldleistung“ im Sinne dieser Verordnung.

2. Art. 45 Abs. 2 AEUV, Art. 4 der Verordnung Nr. 883/2004 und Art. 7
Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 5. April 2011 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer inner-
halb der Union sind dahin auszulegen, dass sie einer Regelung eines Mit-
gliedstaats, nach der die Zuerkennung von Pflegekarenzgeld davon abhängig
gemacht wird, dass die pflegebedür�ige Person nach den Rechtsvorschri�en
dieses Mitgliedstaats Pflegegeld einer bes�mmten Pflegestufe bezieht, ent-
gegenstehen, es sei denn, diese Voraussetzung ist objek�v durch ein legi�-
mes Ziel gerech�er�gt, das insbesondere der Erhaltung des finanziellen
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Gleichgewichts des na�onalen Systems der sozialen Sicherheit dient, und
stellt eine verhältnismäßige Maßnahme zur Erreichung dieses Ziels dar.

3. Art. 4 der Verordnung Nr. 883/2004 ist dahin auszulegen, dass er ei-
ner na�onalen Regelung oder Rechtsprechung, die zum einen die Zuerken-
nung von Pflegekarenzgeld beziehungsweise Pflegekarenzgeld aus dem Titel
der Familienhospizkarenz an unterschiedliche Voraussetzungen knüp� und
es zum anderen nicht erlaubt, einen Antrag auf Pflegekarenz in einen Antrag
auf Familienhospizkarenz umzudeuten, nicht entgegensteht.

21. August 2023, W179 2239737-1/31Z
Eisenbahnrecht

Das BVwG ersuchte um Auslegung des Art. 32 der Richtlinie 2012/34/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 zur
Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums (Frage der Ge-
nehmigung von Marktaufschlägen durch Mitgliedstaaten).

EuGH Rs. C-538/23, ÖBB-Infrastruktur und WESTBahn Management

Eine Entscheidung in dieser Angelegenheit liegt noch nicht vor.
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Anlässlich einer Vielzahl von Beschwerden gegen Bescheide des Arbeits-
marktservice stellte das BVwG an den VfGH jeweils den Antrag,

• § 20 Abs. 4 AuslBG, idF BGBl. I Nr. 72/2013 („Die Ausfer�gungen der nach
diesem Bundesgesetz vorgesehenen Bescheide und Bescheinigungen, die
im Wege elektronischer Datenverarbeitungsanlagen oder in einem ähnli-
chen Verfahren hergestellt werden, bedürfen weder einer Unterschri�
noch einer Beglaubigung.“), als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 9. März 2023 (G 38/2023-10) sprach der VfGH aus, dass
die Wor�olge „Bescheide und“ in § 20 Abs. 4 des Bundesgesetzes vom 20.
März 1975, mit dem die Beschä�igung von Ausländern geregelt wird (Aus-
lBG), BGBl. Nr. 218/1975 idF BGBl. I Nr. 72/2013, als verfassungswidrig aufge-
hoben wird, die Au�ebung mit Ablauf des 31. März 2024 in Kra� tri�, frühe-
re gesetzliche Bes�mmungen nicht wieder in Kra� treten, die aufgehobene
Bes�mmung in den am 9. März 2023 beim BVwG anhängigen Verfahren nicht
mehr anzuwenden ist und im Übrigen die Anträge abgewiesen werden.

6. März 2023, L503 2260719-1/3Z
Bauarbeiter-Schlechtwetterentschädigungsgesetz
1957 – BschEG

Anlässlich einer Beschwerde gegen den Bescheid der Österreichischen Ge-
sundheitskasse stellte das BVwG an den VfGH den Antrag,

6.2 Verordnungs- und
Gesetzesprüfungsanträge

Im Berichtszeitraum wurden von Seiten des BVwG folgende Verordnungs-
und Gesetzesprüfungsanträge iSd Art. 139 Abs. 1 Z 1 und Art. 140 Abs. 1 Z 1
lit. a B-VG an den VfGH gestellt:

7. Februar 2023, W151 2260903-1/12Z, W151
2261515-1/10Z, W151 2261517-1/8Z, W151
2262162-1/7Z, W151 2262460-2/9Z, W151
2264214-1/5Z, W151 2265260-1/5Z, W151
2266525-1/3Z und weitere
Ausländerbeschäftigungsgesetz – AuslBG
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• § 1 Abs. 5 und § 12 Abs. 4 letzter Satz BSchEG, BGBl. Nr. 129/1957 idF
BGBl. I Nr. 71/2021,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 15. Juni 2023 (G 137/2023-12) sprach der VfGH aus, dass
§ 1 Abs. 5 BSchEG, BGBl. Nr. 129/1957 idF BGBl. I Nr. 113/1998 und § 12 Abs.
4 letzter Satz BSchEG, BGBl. Nr. 129/1957 idF BGBl. I Nr. 68/2014 als verfas-
sungswidrig aufgehoben werden, die Au�ebung mit Ablauf des 30. Novem-
ber 2024 in Kra� tri� und frühere gesetzliche Bes�mmungen nicht wieder in
Kra� treten.

24. März 2023, W228 2254497-1/21Z
Bekanntmachung zu Meldestellen im Sinne des § 49
Abs. 1 des Arbeitslosenversicherungsgesetzes - AlVG

Anlässlich einer Beschwerde gegen den Bescheid der Regionalen Geschä�s-
stelle des Arbeitsmarktservice Baden stellte das BVwG an den VfGH den An-
trag,

• die „Bekanntmachung zu Meldestellen im Sinne des § 49 AlVG“ Stand:
Jänner 2022 im gesamten Umfang als gesetzeswidrig aufzuheben in even-
tu für rechtswidrig zu erklären.

Mit Erkenntnis vom 10. Juni 2024 (V 30/2023-9) sprach der VfGH aus, dass
die Verordnung „Bekanntmachung zu Meldestellen im Sinne des § 49 AIVG
Stand: Jänner 2022“ der Landesgeschä�sstelle des Arbeitsmarktservice Nie-
derösterreich gesetzwidrig war.

24. Mai 2023, L517 2209652-1/89Z, L517
2209652-2/64Z
Verordnung des Bundesministers für Arbeit, Soziales
und Konsumentenschutz betreffend nähere
Bestimmungen über die Feststellung des Grades der
Behinderung (Einschätzungsverordnung)

Anlässlich einer Beschwerde gegen den Bescheid des Sozialministeriumser-
vice stellte das BVwG an den VfGH die Anträge,
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• festzustellen, dass aufgrund einer planwidrigen Lücke betreffend die Ein-
schätzung von Menschen nach Transplanta�onen in Verbindung mit der
Einnahme von Immunsuppressiva die Einschätzungsverordnung (BGBl. II
Nr. 261/2010 idF BGBl. II Nr. 251/2012) und deren Anlage, die gem. § 2
Abs. 1 leg. cit. einen Bestandteil der Verordnung bildet, in diesem Zusam-
menhang gesetzwidrig ist sowie

• den Verordnungsgeber anzuweisen, innerhalb angemessener Zeit den
verfassungskonformen Zustand der Einschätzungsverordnung und deren
Anlage, die gem. § 2 Abs. 1 leg. cit. einen Bestandteil der Verordnung bil-
det, mi�els Schaffung von Posi�onsnummern für Pa�enten nach Trans-
planta�on in Verbindungmit der Einnahme von Immunsuppressiva herzu-
stellen.

Darüber hinaus wurde angeregt, eine amtswegige Überprüfung des Erlasses
des Bundesministeriums für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumenten-
schutz (BMSGPK) (GZ. 2021-0.121.182 vom 21.05.2021) – der Arbeitsunterla-
ge für gem. § 90 KOVG bestellte ärztlich Sachverständige der Abteilung IV/8
des BMSGPK vorzunehmen und in der Folge festzustellen, dass es sich hierbei
um eine Verordnung handelt, die nicht ordnungsgemäß kundgemacht wurde.

Eine Entscheidung des VfGH in dieser Angelegenheit liegt noch nicht vor.

6. Juni 2023, W129 2252437-1/9Z
28. Juni 2023, W122 2265871-1/2Z
Richter- und Staatsanwaltschaftsdienstgesetz –
RStDG betreffend besoldungsrechtliche
Schlechterstellung von Richter:innen bei Herabsetzung
der Auslastung aufgrund von Krankheit

Anlässlich zweier Beschwerden gegen die Bescheide der Präsiden�n des
Oberlandesgerichtes Wien beziehungsweise des Präsidenten des Oberlan-
desgerichtes Graz stellte das BVwG an den VfGH jeweils den Antrag,

• die Zeichenfolge „75g“ in der Aufzählung des § 76d Abs. 1 Z 1 RStDG, BGBl.
I Nr. 305/1961 idF BGBl. I Nr. 64/2016,

als verfassungswidrig aufzuheben.
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Mit Beschluss des BVwG vom 28. Juni 2023, W122 2265871-1/2Z, wurde dar-
über hinaus beantragt,

in eventu

• die Zeichenfolge „nach § 50f BDG 1979“ in § 12j des Bundesgesetzes vom
29. Feber 1956 über die Bezüge der Bundesbeamten (Gehaltsgesetz 1956
– GehG), BGBl. Nr. 54/1956 idF BGBl. I Nr. 102/2018,

in eventu

• § 50f des Bundesgesetzes vom 27. Juni 1979 über das Dienstrecht der Be-
amten (Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979 – BDG 1979), BGBl. Nr.
333/1979 idF BGBl. I Nr. 102/2018,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 21. September 2023 (G 219/2023-11, G 235/2023-9)
sprach der VfGH aus, dass die Anträge des BVwG, eine Zeichenfolge in § 76d
Abs. 1 Z 1 RStDG als verfassungswidrig aufzuheben, abgewiesen werden.

6. Juli 2023, L511 2271736-1/7Z
Schulunterrichtsgesetz – SchUG

Anlässlich einer Beschwerde gegen den Bescheid der Bildungsdirek�on für
Oberösterreich stellte das BVwG an den VfGH den Antrag,

• die Wor�olge „innerhalb von fünf Tagen“ in § 71 Abs. 1 SchUG, BGBl. Nr.
472/1986 idF BGBl. I Nr. 19/2021,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 4. März 2024 (G 250/2023-10) sprach der VfGH aus, dass
der Antrag des BVwG abgewiesen wird.
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19. Juli 2023, W108 2250843-1/15Z
Datenschutzgesetz – DSG

Anlässlich einer Beschwerde gegen den Bescheid der Datenschutzbehörde
stellte das BVwG an den VfGH den Antrag,

• § 31 Abs. 1 erster Satz, § 32 Abs. 1 Z 4 sowie § 36 Abs. 2 Z 15 DSG, BGBl. I
Nr. 165/1999 idF BGBl. I Nr. 120/2017,

in eventu

• §§ 31 bis 33, § 34 Abs. 3 bis 5, § 36 Abs. 2 Z 15, § 42 Abs. 8 und 9, § 44 Abs.
1 Z 6, Abs. 3 letzter Satz und Abs. 4 letzter Satz, § 45 Abs. 4 letzter Satz, §
50 Abs. 5, § 51, § 53, die Wor�olge „an die Datenschutzbehörde“ in der
Überschri� zu § 55, § 55 Abs. 1, die Wor�olge „und der Datenschutzbe-
hörde mitzuteilen“ in § 57 Abs. 4, § 59 Abs. 4 und die Wor�olge „und die
Dokumenta�on einschließlich Datum und Zeitpunkt der Übermi�lung, In-
forma�onen über die empfangende zuständige Behörde, Begründung der
Übermi�lung und übermi�elte personenbezogenen Daten, der Daten-
schutzbehörde auf Anforderung zur Verfügung zu stellen“ in § 59 Abs. 5
DSG, BGBl. I Nr. 165/1999 idF BGBl. I Nr. 120/2017 bzw. (hinsichtlich § 32
Abs. 1 Z 1) BGBl. I Nr. 24/2018,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 13. Dezember 2023 (G 212/2023-13, G
213-214/2023-14, G 262/2023-12) sprach der VfGH aus, dass die Anträge des
VwGH (zZlen. G 212/2023, G 213/2023 und G 214/2023) und des BVwG (zZl.
G 262/2023) auf Au�ebung des § 31 Abs. 1 erster Satz, § 32 Abs. 1 Z 3 bzw.
Z 4 sowie § 36Abs. 2 Z 15DSGwegenVerfassungswidrigkeit abgewiesenwerden.

20. Juli 2023, W128 2271791-1/2Z
Schulunterrichtsgesetz – SchUG

Anlässlich einer Beschwerde gegen den Bescheid der Bildungsdirek�on für
Niederösterreich stellte das BVwG an den VfGH den Antrag,

• die Wor�olge „mit Zus�mmung des Schulerhalters und“ in § 32 Abs. 2
SchUG, BGBl. Nr. 472/1986 idF BGBl. I Nr. 37/2023,
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in eventu

• die Wor�olge „mit Zus�mmung des Schulerhalters und mit Bewilligung
der zuständigen Schulbehörde“ in § 32 Abs. 2 SchUG, BGBl. Nr. 472/1986
idF BGBl. I Nr. 37/2023,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 13. März 2024 (G 259/2023-13) sprach der VfGH aus,
dass der Antrag des BVwG, die Wor�olge „mit Zus�mmung des Schulerhal-
ters und“ in § 32 Abs. 2 SchUG als verfassungswidrig aufzuheben, abgewie-
sen wird.

29. September 2023, W131 2241615-4/17Z,
W131 2241627-4/17Z
Bundesvergabegesetz 2018 – BVergG 2018

Anlässlich zweier Anträge im Zusammenhang mit den Nachprüfungsverfah-
ren und den Verfahren zur Erlassung einstweiliger Verfügungen betreffend
ein Vergabeverfahren der zentralen Beschaffungsstelle und vergebenden
Bundesbeschaffung GmbH (= AG) stellte das BVwG an den VfGH den Antrag,

• die §§ 344 Abs. 2 Z 3 und 350 Abs. 7 BVergG 2018, alle BGBl I Nr. 65/2018,

in eventu

• nur den vorbezeichneten § 350 Abs. 7 BVergG,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Beschluss vom 26. Februar 2024 (G762/2023-15) sprach der VfGH aus,
dass der Antrag des BVwG, § 344 Abs. 2 Z 3 und § 350 Abs. 7 des Bundesver-
gabegesetzes 2018 – BVergG 2018, BGBl. I 65/2018, als verfassungswidrig
aufzuheben, zurückgewiesen wird.
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9. Oktober 2023, W606 2263770-1/6Z
16. Oktober 2023, W295 2263771-1/7Z
APAB-Fortbildungsrichtlinie – APAB-FRL;
Abschlussprüfer-Aufsichtsgesetz – APAG

Anlässlich zweier Beschwerden gegen Straferkenntnisse der Abschlussprüfer-
aufsichtsbehörde stellte das BVwG an den VfGH jeweils den Antrag,

• § 1 Z 1 und 2, in § 2 dieWor�olge „gemäß §§ 35 und 36 APAG bescheinigte
Abschlussprüfer und jene Mitarbeiter eines bescheinigten Abschlussprü-
fers oder einer bescheinigten Prüfungsgesellscha�, die an der Durchfüh-
rung von Abschlussprüfungen maßgeblich in leitender Funk�on mitwir-
ken, sowie“, § 3, § 4 Abs. 1, Abs. 2 Z 1 und 2 sowie Abs. 3 der APAB-FRL,

in eventu

• §§ 1 bis 4 der APAB-FRL,

in eventu

• die APAB-FRL

als gesetzwidrig aufzuheben sowie jeweils den Antrag,

• § 56 Abs. 2 erster und dri�er Satz sowie § 56 Abs. 4 zweiter Satz des APAG,
BGBl. I Nr. 83/2016,

in eventu

• § 56 und § 65 Abs. 2 Z 11 des APAG, BGBl. I Nr. 83/2016,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom13.März 2024 (G 838/2023-21, V 350/2023-21, G 916/2023-
15, V 353/2023-15) sprach der VfGH aus, dass die APAB-FRL als gesetzwidrig
aufgehoben wird, die Au�ebung mit Ablauf des 30. August 2024 in Kra� tri�
und die Gesetzesprüfungsanträge ebenso wie die Hauptanträge gemäß Art.
139 B-VG des BVwG zurückgewiesen werden.
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14. November 2023, W227 2280411-1/2Z
Schulpflichtgesetz 1985 – SchPflG

Anlässlich einer Beschwerde gegen den Bescheid der Bildungsdirek�on für
Wien stellte das BVwG an den VfGH den Antrag,

• § 27 Abs. 2 SchPflG, BGBl. Nr. 76/1985 idF BGBl. I Nr. 37/2023,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 12. März 2024 (G 2151/2023-11) sprach der VfGH aus,
dass der Antrag des BVwG, § 27 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Schul-
pflicht (Schulpflichtgesetz 1985), BGBl. 76/1985, idF BGBl. I 37/2023 als ver-
fassungswidrig aufzuheben, abgewiesen wird.

4. Dezember 2023, W128 2280618-1/2Z
5. Dezember 2023, W128 2281359-1/2Z
Schulpflichtgesetz 1985 – SchPflG

Anlässlich zweier Beschwerden gegen Bescheide der Bildungsdirek�on stellte
das BVwG an den VfGH jeweils den Antrag,

• dieWor�olge „undanzuordnen,dassdasKind seineSchulpflicht imSinnedes§5
zuerfüllenhat“ in § 11Abs. 6 SchPflG, BGBl. Nr. 76/1985 idFBGBl. I Nr. 37/2023

in eventu

• § 11 Abs. 6 SchPflG, BGBl. Nr. 76/1985 idF BGBl. I Nr. 37/2023,

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 25. Juni 2024 (G 3494/2023-12, G 3496/2023-9, G
50/2024-11) sprach der VfGH aus, dass der Antrag des BVwG die Wor�olge
„und anzuordnen, dass das Kind seine Schulpflicht im Sinne des § 5 zu erfül-
len hat“ in § 11 Abs. 6 des Schulpflichtgesetzes 1985 als verfassungswidrig
aufzuheben, abgewiesen wird.
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15. Dezember 2023, W131 2267695-2/8Z
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG

Anlässlich einer Säumnisbeschwerde wegen Verletzung der Entscheidungs-
pflicht durch das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl stellte das BVwG an
den VfGH den Antrag,

• § 16 Abs. 1 VwGVG, BGBl I Nr. 33/2013, zuletzt geändert durch BGBl I Nr.
109/2021,

in eventu

• den ersten Satz des § 16 Abs. 1 VwGVG, BGBl I Nr. 33/2013, zuletzt geän-
dert durch BGBl I Nr. 109/2021 („Im Verfahren über Beschwerden wegen
Verletzung der Entscheidungspflicht gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG kann
die Behörde innerhalb einer Frist von bis zu drei Monaten den Bescheid
erlassen.“),

in eventu

• den ersten Satz des § 16 Abs. 2 VwGVG, BGBl I Nr. 33/2013, zuletzt geän-
dert durch BGBl I Nr. 109/2021 („Holt die Behörde den Bescheid nicht
nach, hat sie dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss
der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzulegen.“),

in eventu

• den gesamten § 16 VwGVG

als verfassungswidrig aufzuheben.

Mit Erkenntnis vom 5. März 2024 (G 3502/2023-9) sprach der VfGH aus, dass
der dri�e Eventualantrag auf Au�ebung des § 16 VwGVG als unbegründet
abgewiesen wird und im Übrigen die Anträge zurückgewiesen werden.
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7. Ressourcen

7.1 Personalstruktur

Das BVwG verfügte zum S�chtag 31. Jänner 2024 über 620 Planstellen (davon
220 richterliche) und bot darüber hinaus 23 Ausbildungsverhältnisse als Ver-
waltungsprak�kant:innen an. Zusätzlich stehen dem BVwG bis zu 40 Leihar-
beitskrä�e zur Verfügung.

Der Frauenanteil bei den Bediensteten im BVwG beträgt rund 61 %. Der An-
teil an Frauen in Führungsposi�onen der Jus�zverwaltung des BVwG liegt bei
rund 52 %.21

21 Errechnet aus den Leiter:innen der Organisa�onseinheiten des BVwG ohne Gerichtsabteilungen
gemäß Frauenförderungsplan.
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7.2 Juristische Mitarbeiter:innen

Im Geschä�sjahr 2023 verfügte das BVwG über insgesamt 189 v1 Planstellen,
181 davon für juris�sche Mitarbeiter:innen. Ein kleinerer Anteil en�ällt auf
unbedingt erforderliche Tä�gkeiten in der monokra�schen Jus�zverwaltung
des Präsidiums (oder für Kammervorsitzende) sowie rechtliche Unterstüt-
zung der Gremien der kollegialen Jus�zverwaltung. Der überwiegende Teil
der juris�schen Mitarbeiter:innen am BVwG ist in den Kammern tä�g und
dort den jeweiligen Gerichtsabteilungen zugeordnet. Ihre Aufgaben umfas-
sen die Unterstützung der Richter:innen in der Verfahrungsführung, insbe-
sondere das Konzipieren von Entscheidungsentwürfen.

Alle juris�schen Mitarbeiter:innen des BVwG erhalten eine fundierte, viele
Rechtsbereiche umfassende Ausbildung, sammeln wertvolle Erfahrungen
und Praxis und sind deshalb im öffentlichen Dienst, vor allem in den Bundes-
ministerien, gerne übernommene Mitarbeiter:innen. Darüber hinaus steht
ihnen bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen, der entsprechenden
Qualifika�on und nach einem diesbezüglichen Aufnahmeprozess auch die Tä-
�gkeit als Richter:in des BvwG, beziehungsweise des BFG oder eines Landes-
verwaltungsgerichts, offen.

Ein interessantes und anspruchsvolles Aufgabengebiet, die Etablierung von
Telearbeit, dieMöglichkeit von Rota�onen sowie die Förderung von Fort- und
Weiterbildungen haben dazu beigetragen, dieses Tä�gkeitsfeld sui generis
am BVwG für Jurist:innen a�rak�v zu machen.

Kammer A E P S W L I G

Juris�sche
Mitarbeiter:innen

24 29 22 21 22 18 12 10

Referent:innen 10 13 11 10 11 7 6 5

Der Personalstand (tatsächlich besetzte Planstellen) an nichtrichterlichen
Mitarbeiter:innen in den verschiedenen Kammern des BVwG teilt sich zum
S�chtag 31. Jänner 2024 wie folgt auf:



Tä�gkeitsbericht 2023 57

7.3 Verfahrensmanager:innen
(Referent:innen)

Die insgesamt 100 Referent:innen (gezählt nach Planstellen) am BVwG neh-
men zum weitaus überwiegenden Teil (73) zentrale Rollen im Verfahrensma-
nagement der Gerichtsabteilungen ein. In diesem Zusammenhang koordinie-
ren und administrieren sie die Verfahren der Richter:innen und bereiten etwa
Schri�sätze und einfache Erledigungen vor beziehungsweise führen Verfah-
rensschri�e in Absprache mit dem:der Leiter:in der Gerichtsabteilung auch
selbstständig durch. Insbesondere bereiten sie etwa Ladungen von Verfah-
rensparteien, Zeugen und Sachverständigen vor, kümmern sich um die recht-
zei�ge Reservierung von Verhandlungssälen oder sind sowohl für die Erstprü-
fung der Akten als auch die Kontrolle der diesbezüglichen Datenpflege zu-
ständig.

In diesem Sinne üben sie eine vielfach selbständige Managemen�unk�on
aus und sind damit unverzichtbare Bestandteile der Gerichtsabteilung und
integraler Teil des modernen und innova�ven Gerichtsbetriebs am Bundes-
verwaltungsgericht

Die Referent:innen erhalten eine fundierte Ausbildung im Verfahrensrecht
sowie in den verschiedenen materiellen Rechtsbereichen des BVwG und ha-
ben in ihrer Funk�on eine verantwortungsvolle Aufgabe und ein vielfäl�ges
Aufgabengebiet.

Darüber hinaus sind einige Referent:innen aber auch in der Jus�zverwaltung,
beispielsweise in der Controllingstelle, im Personalbereich, im Qualitätsma-
nagement oder bei der Bearbeitung von Revisionen, erfolgreich tä�g.

7.4 Sachbearbeiter:innen

Die insgesamt 61 Sachbearbeiter:innen (gezählt nach Planstellen) unterstüt-
zen in der Jus�zverwaltung des BVwG und tragen durch ihre unersetzliche
Arbeit dazu bei, das Gericht am Laufen zu halten. Dazu zählen etwa die (Kam-
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mer)Sekretariate, welche die Kammervorsitzenden bei deren administra�ven
Aufgaben unterstützen, die Mitarbeiter:innen im Bereich der Bewirt-
scha�ung, die unter anderem für die Gebäudeerhaltung und Inventarisie-
rung zuständig sind, dieMitarbeiter:innen der Zuweisung, welche die Rechts-
sachen gemäß den Bes�mmungen der Geschä�sverteilung zuweisen, sowie
auch der Evidenzstelle, die sich für die Veröffentlichung im RIS verantwortlich
zeigen. Alle diese essen�ellen Tä�gkeiten, o� hinter den Kulissen, tragen zu
einem reibungslosen Ablauf im Gerichtsbetrieb bei.

7.5 Schreibkräfte/Kanzlist:innen

Die insgesamt 64 Schreibkrä�e (inklusive der Leiharbeitskrä�e) als Teil der
Geschä�sstelle beziehungsweise der Außenstellen unterstützen die Rich-
ter:innen insbesondere bei der Protokollierung der Verhandlungsschri�en,
Abschri�en von Tonbanddiktaten beziehungsweisemanipula�ven Tä�gkeiten.

Die 21 Kanzlist:innen (inklusive der Leiharbeitskrä�e) zeichnen sich unter an-
derem für die Protokollierung von Eingangsstücken sowie die Abwicklung des
Postausgangs verantwortlich.

7.6 Aus-, Fort- und Weiterbildung

Die laufende Aus-, Fort- und Weiterbildung der Bediensteten ist ein zentrales
Anliegen des Präsidiums des BVwG. Das zu diesem Zweck entwickelte und zur
Verfügung stehende Angebot an Seminaren, Workshops und Ausbildungs-
programmen leistet einen wich�gen Beitrag zur Personalentwicklung und da-
mit im Zusammenhang stehend zur Qualität der Entscheidungen.

Im Geschä�sjahr 2023 nahmen die Bediensteten des BVwG im Ausmaß von
rund 32.800 Stunden an diesem Aus-, Fort- und Weiterbildungsangebot teil.
Der Großteil en�iel dabei mit beinahe 22.000 Stunden auf die Grundausbil-
dung für nichtrichterliche Bedienstete. Unabhängig davon fand für nichtrich-
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terliche Bedienstete eine Vielzahl an Webinaren und Workshops sta�, wie
beispielsweise der BRIDGE-Workshop zum Thema „Grundlagen des interna�-
onalen Asylrechts“. Ein weiterer Schwerpunkt wurde aber auch auf Angebote
der richterlichen Fortbildung gelegt. In diesem Segment wurden um 1.695
Stunden mehr in Anspruch genommen als im Vergleich zum Vorjahr.

Eine Auswahl der im Geschä�sjahr 2023 besuchten Aus-, Fort- undWeiterbil-
dungsveranstaltungen findet sich im Annex.

Fort- und Weiterbildung für Richter:innen
Für Richter:innen besteht eine Verpflichtung (§ 57 Abs. 1 RStDG), sich laufend
fortzubilden. Die österreichische Jus�z im Allgemeinen und das BVwG im Be-
sonderen stellen dafür ein reichhal�ges und auf die Bedürfnisse der Praxis
ausgerichtetes Fortbildungsangebot zur Verfügung.

Die Fort- und Weiterbildung der Richter:innen des BVwG ist auf fünf Säulen
aufgebaut. Zu nennen ist das Weiterbildungsangebot der von der Präsi-
dent:innenkonferenz der Verwaltungsgerichte sowie dem VwGH in Zusam-
menarbeit mit der Johannes Kepler Universität Linz (JKU) und der Wirt-
scha�suniversität Wien gegründeten ÖAVG. Der Schwerpunkt der Akademie
liegt insbesondere auf praxisorien�erten sowie wissenscha�lich begleiteten
Seminaren und einem laufenden Wissensaustausch sowohl in Rechts- als
auch in Managemen�ragen. Darüber hinaus besteht für Richter:innen des
BVwG die Möglichkeit, am Fort- und Weiterbildungsangebot der Verwal-
tungsakademie des Bundes (VAB), der ordentlichen Gerichtsbarkeit, an ge-
richtsinternen Fortbildungsveranstaltungen sowie an externen Seminaren
und Vortragsreihen teilzunehmen. Im Mi�elpunkt der gerichtsinternen Fort-
bildung stand im Berichtszeitraum das Thema „Effizientes Verhandlungs- und
Verfahrensmanagement“.
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Einstiegsphase für neu ernannte Richter:innen

Um neu ernannten Richter:innen den Eins�eg in ihre berufliche Zukun� so
op�mal wie möglich zu gestalten, wird eine modulare Seminarreihe zu den
Kernkompetenzen richterlicher Tä�gkeit angeboten, die von der ÖAVG orga-
nisiert und abgehalten wird.

Die Eins�egsphase umfasst vier Module, die neben juris�schem Fachwissen
auch soziale und psychologische Kompetenzen für die Verhandlungsführung
vermi�eln. Im Berichtszeitraum wurden beispielsweise Veranstaltungen aus
den Modulen „Managen – Verhandeln – Entscheiden“ sowie „Grundrechte
und Berufsethik“ und ein „Deeskala�onstraining“ angeboten. Dabei standen
unter anderem die Vorbereitung auf die Führung von Verfahren mit unter-
schiedlichen Akteur:innen oder Grundfragen richterlichen Ethik im Fokus.
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Aus-, Fort- und Weiterbildung für nichtrichterliche
Bedienstete

Den nichtrichterlichen Bediensteten soll das Aus- und Fortbildungsprogramm
eine fundierte Ausbildung bieten und damit die Grundlage für eine erfolgrei-
che Berufslau�ahn geschaffen werden.

Die Aus-, Fort und Weiterbildung der nichtrichterlichen Bediensteten basiert
auf vier Säulen: der Grundausbildung, der Teilnahme an den Fortbildungs-
programmen der VAB und der ordentlichen Gerichtsbarkeit sowie dem
BVwG-intern organisierten Weiterbildungsangebot.
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7.7 Budget

Im Bereich des Budgets und der Bewirtscha�ung stehen die Gebäudebewirt-
scha�ung und die Beschaffung im Vordergrund. Letztere erfolgt nach den
Vorgaben des Haushaltsrechts des Bundes nach den dor�gen Richtlinien und
ist immer von den Aspekten der Sparsamkeit und Effizienz gesteuert.

Im Wesentlichen sind die Budgetausgaben in Personal- und Sachaufwand zu
untergliedern, wobei ein großer Teil des Sachaufwandes einerseits für die Ge-
bäudeerhaltung und den Betrieb anfällt, andererseits für die Verfahrenskos-
ten. Letztere Kosten umfassen im Berichtszeitraum insbesondere jene für
Dolmetscher:innen in der Höhe von rund 2,2Millionen Euro, Sachverständige
in der Höhe von rund 230.000 Euro, Zeugen- bzw. Beteiligtengebühren in der
Höhe von rund 370.000 Euro sowie Rechtsberatung in der Höhe von rund 16
Millionen Euro.

Um dem Standard einesmodernen Bürogebäudes gerecht zu werden und um
das Arbeiten für die Mitarbeiter:innen bei immer höheren Außentemperatu-
ren zu erleichtern, wurde im vergangen Jahr am Hauptstandort in Wien Erd-
berg ein Kühlsystem (betrieben mit Fernkälte) installiert.

7.8 IT

Im Bereich der IT des BVwG liegt ein Schwerpunkt auf dem Ausbau der Digi-
talisierung für die Aktenbearbeitung (Jus�z 3.0) und der elektronischen
Schni�stellen zu den dem BVwG vorlegenden Behörden. Insbesondere die
Übermi�lung umfangreicher Beschwerdeakten (zum Beispiel aus dem Be-
reich der UVP-Verfahren) stellt aufgrund der steigenden Datenmengen eine
Herausforderung dar, die gemeinsam mit den IT-Verantwortlichen des Bun-
desministeriums für Jus�z und dem Dienstleister Bundesrechenzentrum
(BRZ) gemeistert wird.

Die Fortschri�e in der Digitalisierung bedingen auch die entsprechende IT-In-
frastruktur. Nicht zuletzt deshalb verfügt das BVwG über eine umfangreiche



Tä�gkeitsbericht 2023 63

Aussta�ung mit Laptops für Richter:innen undMitarbeiter:innen und ermög-
licht so im Wege von gesicherten VPN-Verbindungen und der Netzwerkinfra-
struktur des Jus�zministeriums ein vollwer�ges, ortsunabhängiges Arbeiten.

Moderne Videokonferenzsysteme ermöglichen sowohl im gerichtlichen als
auch im Verwaltungsbereich eine flexible Kommunika�on. Sämtliche Kom-
munika�onsbereiche befinden sich in einer gesicherten Netzwerkinfrastruk-
tur des Jus�zministeriums und erfüllen sohin den Anspruch an Vertraulich-
keit und Datenschutz.

7.9 Dokumentation und
Wissensmanagement

Evidenzstelle
Am BVwG ist gemäß den gesetzlichen Bes�mmungen (§ 18 BVwGG) eine Evi-
denzstelle eingerichtet. Diese hat alle Erkenntnisse und Beschlüsse des BVwG
sowie im Bedarfsfall auch Entscheidungen anderer Gerichte und Behörden in
übersichtlicher Art und Weise zu dokumen�eren. Beobachtet und erfasst
werden dabei insbesondere die Entscheidungen der österreichischen
Höchstgerichte. Ein Fokus liegt darüber hinaus auch auf der Dokumenta�on
relevanter suprainterna�onaler und interna�onaler Judikatur. Über Entschei-
dungen des BVwG, die von der bisherigen Rechtsprechung abweichen, er-
sta�et die Evidenzstelle – ebenso wie die Kammervorsitzenden – dem Präsi-
denten des BVwG Bericht.

Alle Erkenntnisse und Beschlüsse des BVwG, die nicht bloß verfahrensleitend
sind, sind in anonymisierter Form im Rechtsinforma�onssystem des Bundes
(RIS) zu veröffentlichen. Wegen der großen Menge ist dies – insbesondere
auch hinsichtlich Beschlagwortung und analys�scher Auswertung – eine er-
hebliche Herausforderung und ist die diesbezügliche Arbeit der Evidenzstelle
daher mit jener der Koordina�on Fremdenwesen und Asyl und anderen (rich-
terlichen) Koordina�onen/Ansprechrichter:innen vernetzt.

Im Geschä�sjahr 2023 wurden von der Evidenzstelle rund 21.320 Entschei-
dungen des BVwG für die Veröffentlichung im RIS an das zuständige Bundes-
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ministerium übermi�elt. Diese werden im Vorfeld von der Evidenzstelle tech-
nisch anonymisiert und mit Schlagworten und Rechtsgrundlagen au�ereitet.
Diese Bearbeitung durch die Evidenzstelle stellt eine wich�ge Basisarbeit für
die von der Controllingstelle durchgeführten sta�s�schen Auswertungen dar.

Zudem erfolgt eine regelmäßige Sichtung von Fachzeitschri�en mit dem
Schwerpunkt Verfahrensrecht und Informa�on an die Richter:innen über
wich�ge beziehungsweise interessante Entscheidungen, Ar�kel und Beiträ-
ge. Speziell im Fachbereich Fremdenwesen und Asyl werden korrespondie-
rende fachspezifische inhaltliche Informa�onen durch die Koordina�on
Fremdenwesen und Asyl im Au�rag des Präsidenten serviceorien�ert an die
Richter:innen und Richter versandt (siehe unten im Abschni� zu Koordina�on)

Eine weitere Aufgabe ist die laufende Verwaltung und Datenpflege der
Spruchmodule, Dolmetscher:innen-Listen und Sachverständigenliste.

Die Vernetzung mit anderen Verwaltungsgerichten und den na�onalen
Höchstgerichten hinsichtlich verfahrensrechtlicher Fragestellungen und Teil-
nahme findet am jährlich sta�indenden Evidenzstellentreffen sta�. Im
Mi�elpunkt des Evidenzstellentreffens im Geschä�sjahr 2023 standen Vor-
träge, Diskussionen und der Erfahrungsaustausch zu Veröffentlichungspflich-
ten unter der Perspek�ve „Informa�onsfreiheit Neu“, zur Entscheidungsan-
onymisierung mit KI-gestützten Anonymisierungstools und zur Weiterent-
wicklung der Judikaturdokumenta�onen im RIS. Unter den Evidenzstellen al-
ler Verwaltungsgerichte erfolgt auch während des Jahres ein regelmäßiger
Austausch. Beispielsweise leiten sie untereinander wich�ge Informa�onen,
Ar�kel und Entscheidungen rund um das Thema Evidenzierung und Verfah-
rensrecht weiter.

Bibliothek und sonstige Tools

Am BVwG sind nach Fachbereichen gegliederte Bibliotheken eingerichtet.
Richter:innen und insbesondere juris�sche Mitarbeiter:innen haben zudem
auf Online-Rechtsdatenbanken (RDB Rechtsdatenbank, Lexis 360, RidaOnli-
ne) Zugriff, mit deren Hilfe maßgebliche juris�sche Fachzeitschri�en, Ent-
scheidungssammlungen, Kommentare und Handbücher namha�er österrei-
chischer Verlage online recherchiert werden können.
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Controllingstelle

Zur Sicherstellung einer zweckmäßigen, wirtscha�lichen, sparsamen und
effizienten Besorgung der Aufgaben des BVwG sind die Controllingstelle und
der Controllingausschuss berufen (zum Controllingausschuss vergleiche das
Kapitel „Kollegiale richterliche Jus�zverwaltung“).

Die Controllingstelle unterstützt die Organe des BVwG bei voller Wahrung
der richterlichen Unabhängigkeit bei ihren Entscheidungen, indem sie insbe-
sondere die Auslastung und Effizienz, das Erscheinungsbild und die Funk�-
onstüch�gkeit des inneren Betriebs des BVwG sowie dessen au�au- und ab-
lauforganisatorischen Gegebenheiten in Form eines begleitenden Controlling
untersucht, Abweichungen vomSollzustand feststellt und ihreUrsachenanalysiert.

Zu den zentralen Aufgaben der Controllingstelle zählen die Auswertung und
Analyse von Sta�s�ken für den Präsidenten, die richterlichen Gremien, ande-
re Organisa�onseinheiten sowie die Leiter:innen der Gerichtsabteilungen
durch allgemeine und bedarfsorien�erte Auswertungen. In diesem Zusam-
menhang hat die Controllingstelle im Geschä�sjahr 2023 mehr als 2.500 Ein-
zelauswertungen erstellt.

7.10 Koordination und Vernetzung

Zu den Aufgaben des Präsidenten des BVwG zählt es auch, bei voller Wah-
rung der richterlichen Unabhängigkeit auf eine möglichst einheitliche Recht-
sprechung Bedacht zu nehmen (§ 3 Abs. 1 BVwGG). Dazu ist es vor allem
wich�g, dass Richter:innen und ihre juris�schen Mitarbeiter:innen über alle
relevanten rechtlichen Neuigkeiten in ihrem Fachbereich so rasch als möglich
informiert werden.

Auf der Ebene der Kammern wird dies – neben der Evidenzstelle – durch die:
den jeweilige:n Kammervorsitzende:n wahrgenommen beziehungsweise
wenn für kammerübergreifende Materien eine Koordina�on besteht, auch
durch diese. Darüber hinaus gibt es am BVwG ein bewährtes System von An-
sprechrichter:innen, das für den kollegialen Austausch und einen regelmäßi-
gen Informa�onsaustausch von erheblicher Bedeutung ist.
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Koordination Fremdenwesen und Asyl

Entsprechend dem Grundsatz des vernetzten Wissens erfolgten im Bereich
Fremdenwesen und Asyl im Berichtszeitraum vor allem Versendungen von
Judikatur und sons�ger relevanter Neuigkeiten. Gleichzei�g unterstützten
spezialisierte Ansprechrichter:innen die Gerichtsabteilungen; speziell im Be-
reich des Umgangs mit Länderinforma�onen zu bes�mmten Herkun�slän-
dern.

Seit 1. April 2024 ist die Koordina�on Fremdenwesen und Asyl gerichtsweit
organisiert. Als solche kommen ihr insbesondere die Beobachtung der Recht-
sprechung im Bereich des Fremdenwesens und Asyl, die Koordina�onsver-
sendungen sowie die Erstellung von stringenten Zusammenfassungen und ei-
ner inhaltlichen Erstanalyse und -bewertung der wesentlichen Aussagen von
relevanten Entscheidungen zu.

Darüber hinaus zählen die Vermi�lung von wissenscha�lichen Erzeugnissen,
die Organisa�on, Koordinierung und Teilnahme an Veranstaltungen im Fach-
bereich Fremdenwesen und Asyl unter besonderer Bedachtnahme auf die
Förderung von juris�schen Mitarbeiter:innen sowie – gemeinsam mit dem
Herrn Präsidenten – der ins�tu�onelle Austausch mit den wesentlichen Ak-
teur:innen im Bereich Fremdenwesen und Asyl (Bundesamt für Fremdenwe-
sen und Asyl, UNHCR, BBU) zu den Aufgaben der Koordina�on.22

Kontakte und Kooperationen des Präsidiums

Im Berichtszeitraum hielt der Vizepräsident des BVwG auf Arbeitsebene die
notwendigen Kontakte mit den diversen Administra�vbehörden und ande-
ren relevanten Ins�tu�onen, wie der Rechtsanwaltskammer (gegebenenfalls
unterstützt von anderen Jus�zverwaltungsorganen).

22 Zuletzt wurde (außerhalb des Beobachtungszeitraums) ein Leitbild erstellt. Nähere Ausführungen
werden im nächsten Tä�gkeitsbericht erfolgen, auch zu den ebenso bedeutenden richterlichen
Koordina�onen in anderen Fachbereichen.
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Präsident:innenkonferenz der Verwaltungsgerichte
Die Präsident:innenkonferenz der Verwaltungsgerichte setzt sich aus den
Präsident:innen sowie Vizepräsident:innen aller elf Verwaltungsgerichte zu-
sammen und tagt regelmäßig zu einem Erfahrungsaustausch. Auch im Ge-
schä�sjahr 2023 fanden (neben unterjährigen Treffen) – einmal im Frühjahr
und einmal im Herbst – zwei Sitzungen zur Beratung gemeinsamer Anliegen
sta�.
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8. Service und Kontakt

Adresse

Hauptsitz Wien Außenstelle Linz
Bundesverwaltungsgericht Derfflingerstraße 1, 4020 Linz
Erdbergstraße 192-196, 1030 Wien
Tel.: +43 1 60 149-0 Außenstelle Graz
Fax: +43 1 711 23-889 15 41 Schlögelgasse 9, 8010 Graz
E-Mail: einlaufstelle@bvwg.gv.at
Web: www.bvwg.gv.at Außenstelle Innsbruck

Werner-von-Siemens-Straße 7-9,
6020 Innsbruck

Einbringung vonSchriftstücken/ElektronischerRechtsverkehr

Die Bescheid- und Säumnisbeschwerde ist grundsätzlich bei jener Behörde
einzubringen, die den Bescheid erlassen hat beziehungsweise untä�g (säu-
mig) geblieben ist. Ab Vorlage der Beschwerde durch die Behörde an das
BVwG sind alle Schri�sätze unmi�elbar beim BVwG einzubringen.
Maßnahmenbeschwerden und Anträge in Vergaberechtsangelegenheiten
sind direkt beim BVwG einzubringen.

Schri�liche Anbringen (Schri�stücke) können nur innerhalb der Amtsstunden
postalisch oder elektronisch am Sitz des BVwG in Wien eingebracht werden.
Schri�liche Anbringen (Schri�sätze) betreffend Rechtssachen, die in einer
Gerichtsabteilung einer Außenstelle anhängig sind, können unbeschadet
davon innerhalb der Amtsstunden postalisch oder elektronisch bei der be-
treffenden Außenstelle eingebracht werden.

Schri�liche Anbringen (Schri�sätze), die nach Ablauf der Amtsstunden posta-
lisch eingebracht werden, gelten erst mit Beginn der Amtsstunden des nächs-
ten Arbeitstages als eingebracht. Schri�sätze, die elektronisch eingebracht
worden sind, gelten mit dem Tag ihrer Einbringung als eingebracht, und zwar
auch dann, wenn sie nach dem Ende der Amtsstunden eingebracht wurden;
allfällige Pflichten des BVwG zur Vornahme bes�mmter Handlungen werden
diesfalls jedoch frühestensmit demWiederbeginn der Amtsstunden ausgelöst.

mailto:einlaufstelle@bvwg.gv.at
https://www.bvwg.gv.at
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Die elektronische Einbringung von Schri�stücken beim BVwG ist in der Ver-
ordnung über den elektronischen Verkehr zwischen BVwG und Beteiligten
(BVwG-EVV) geregelt.

Eine Übermi�lung eines Anbringens per E-Mail stellt keine gül�ge Form der
elektronischen Einbringung von Schri�sätzen dar.

Amtsstunden

Die Amtsstunden des BVwG sind vonMontag bis Freitag von 8 Uhr bis 15 Uhr,
ausgenommen Karfreitag, 24. Dezember und 31. Dezember sowie Feiertage.

Infopoint

Ein Infopoint als zentrale Anlaufstelle für allgemeine Informa�onen sowie für
die Parteien, Rechtsvertreter:innen und Bürger:innen ist im Eingangsbereich
am Hauptsitz des BVwG eingerichtet. Die Auskun�serteilung an Beschwerde-
führer:innen zu anhängigen Verfahren beziehungsweise an Privatpersonen
allgemeine Anfragen betreffend erfolgt an Arbeitstagen zwischen 8 Uhr und
13 Uhr. Ein telefonischer Journaldienst ist bis 15 Uhr eingerichtet.

Am Infopoint werden telefonische und persönliche Anfragen zum Verfah-
rensstand oder zur Zuständigkeit sowie allgemeine Anfragen beantwortet.
Detailliertere Anfragen werden entweder direkt an eine:n Referent:in in der
zuständigen Gerichtsabteilung oder an den Geschä�sbereich Kommunika�-
on weitergeleitet.

Pressestelle
Kontakt: kommunika�on@bvwg.gv.at
Tel.:+ 43 1 60149 / 152212
E-Mail-Adresse für Medienanfragen:
kommunika�on@bvwg.gv.at

Zugang zur Rechtsprechung
Alle (nicht bloß verfahrensleitenden) Entscheidungen des BVwG sind gemäß
§ 20 BVwGG in anonymisierter Form kostenlos im Rechtsinforma�ons-
system des Bundes (RIS) unter www.ris.bka.gv.at/bvwg abru�ar.

mailto:kommunikation@bvwg.gv.at
mailto:kommunikation@bvwg.gv.at
https://www.ris.bka.gv.at/bvwg
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Ausgewählte Veranstaltungen mit
Teilnahme des BVwG

The Role of the Administra�ve Judge in the State
Seminar der Vereinigung Europäischer Verwaltungsrichter (VEV) gemeinsam
mit dem European Judicial Training Network (EJTN) | 2. bis 3. März 2023,
Thessaloniki

Wel�rauentag 2023 – „Mu�ge Frauen im Jus�zressort“
Jus�zministerium | 7. März 2023, Wien

Das Kindeswohl im verwaltungsgerichtlichen Verfahren, Teil 1 und 2
Seminar der ÖAVG | 7. März 2023 und 16. Oktober 2023, Wien

Hintergrundgespräche zu Syrien
Austrian Centre for Country of Origin and Asylum Research and Documenta-
�on (ACCORD) | 30. März 2023, Wien

Aktuelle Herausforderungen im Flüchtlingsrecht
Tagung der UNHCR | 2. bis 3. Mai 2023, Stu�gart-Hohenheim

Arbeits- und Sozialrecht
Tagung des Ins�tuts für Arbeits- und Sozialrecht der Universität Wien | 11.
bis 12. Mai 2023, Gmunden

Seminar der Working Group „Independence and Efficiency”
VEV | 11. bis 12. Mai 2023, Paris

Grundlagen des interna�onalen Asylrechts
BRIDGE-Online-Workshop | 16. Mai 2023

Revisor:innentag
Tagung des Oberlandesgerichts Innsbruck | 25. bis 26. Mai 2023, Innsbruck

Annex
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Schubha�
BVwG-interne Schulung für Referent:innen der Kammer E | 6. bzw. 7. Juli
2023

Anträge auf interna�onalen Schutz aus Gründen des Militärdienstes
BRIDGE-Workshop | 5. und 14. September 2023, Wien

Dublin- und Visaverfahren
BVwG-interne Schulung für Referent:innen der Kammer E | 13. bzw. 14.
September 2023

Mee�ng of the Working Group „Asylum and Immigra�on“
VEV gemeinsam mit der Asylagentur der Europäischen Union (EUAA) | 21.
bis 22. September 2023, Nikosia

Linzer Verwaltungsgerichtstag 2023
Tagung des Landesverwaltungsgerichts Oberösterreich gemeinsam mit dem
Fachbereich
„Öffentliches Recht“ der JKU und der Direk�on Verfassungsdienst des Lan-
des Oberösterreich | 28. September 2023, Linz

Grundrechtstag 2023: Umbruch – Über Glaube, Meinung und Fakten in un-
gewissen Zeiten
Veranstaltung der Vereinigung der Österreichischen Richter:innen (RIV) |
28. bis 29. September 2023, Graz

Deeskala�onstraining für Richter:innen und Schreibkrä�e
BVwG | 11. Oktober 2023 und 28. November 2023, Wien

Neuvermessung des Refoulementverbots der Europäischen Menschen-
rechtskonven�on
Vortragsnachmi�ag der JKU | 11. Oktober 2023, Linz

Legal Language Training in Coopera�on in Asylum and Refugees
Präsenzseminar EJTN 2023 | 25. bis 27. Oktober 2023, Zagreb

Asyltag 2023
BRIDGE – Koopera�on im Asylbereich | 7. November 2023, Wien
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UVP-Recht in der Praxis
Seminar der Gesellscha� für Wasser- und Abfallwirtscha� GmbH gemein-
sam mit der ÖAVG | 7. November 2023, Wien

EU-Gleichstellungsrecht
Seminar der ERA mit Unterstützung des Jus�zministeriums | 9. bis 10. No-
vember 2023, Wien

Niederlassungs- und Aufenthaltsrecht – Überblick und Verfahren
Seminar der VAB | 22. November 2023, Wien

Effizientes Verhandlungs- und Verfahrensmanagement, Follow up
Seminar des BVwG | 22. bis 24. November 2023, Gmunden

Die Umsetzung des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems – Aktuelle
Herausforderungen in Deutschland und Österreich
Fachtagung der EUAA | 23. bis 24. November 2023, Leipzig

Personalsenat 24 – 27
Workshop des Oberlandesgerichts Wien mit der RIV | 11. Jänner 2024,
Wien

AMiKo – Asyl, Migra�on, Kindeswohl: Die Interessen des Kindes als Maß-
stab und Schutzgegenstand im Asyl- und Migra�onsbereich
Tagung der Wirtscha�suniversität Wien | 25. Jänner 2024, Wien

Data Protec�on for the Judiciary
Online-Konferenz der Academy of European Law (ERA) | 29. Jänner 2024

Cybercrime
Webinar des Jus�zministeriums | 7 Module à 2 bis 3 Stunden

Korrup�onspräven�on
BVwG-internes Seminar für Jungrichter:innen | mehrere Termine

„Verhandlungsübung“ und „Urteilstechnik“ für juris�sche Mitarbeiter:innen
Veranstaltung des BVwG gemeinsam mit dem VwGH und der VAB | mehrere
Termine




